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1editorial

In Zeiten multipler Krisen ist es wichtig, Entwicklungen und Verläufe der jüngeren Ver-

gangenheit retrospektiv zu betrachten. So werden Erfolge und Fehlschläge sichtbar.  

Politische Kampagnen im Asylbereich – das zeigt ein Rückblick auf rund ein Dutzend in 

den vergangenen 20 Jahren – sind allerdings schwer mit diesen Kriterien zu messen. Zu 

dominant sind die rassistischen Narrative, die der österreichischen Politik seit Anfang 

der 1990er Jahre zugrunde liegen. Auch die Initiator:innen der 2013 gestarteten Kampa-

gne Gegen Unmenschlichkeit stellen sich heute, 10 Jahre danach, die Frage: „War die 

viele Arbeit vergeblich? War es vergebliche Liebesmüh‘, wenn wir das magere Resultat 

seitens der Politik dem Aufwand gegenüberstellen, der betrieben wurde?“ 

Nein, die Arbeit war nicht vergeblich. Der Aufschrei gegen unmenschliche Abschie-

bungen, unverständliche Gesetze und unzureichende Betreuung von Geflüchteten, den 

Tausende mittrugen, hat zweifellos dazu beigetragen, dass bei der Fluchtbewegung 

2015 eine unglaubliche Welle der Hilfsbereitschaft durchs Land ging.

Ja, die Gegenkräfte sind stark. Gerade wieder verdichtet sich ein gefährliches rassis-

tisches Narrativ, das europaweit von rechten Parteien genutzt wird, um an die Macht zu 

kommen. Die EU-Politik setzt auf Abschottung, und die Grundlagen des Asylrechts wer-

den immer wieder dreist infrage gestellt.

Warum sich also jetzt erinnern an eine 10 Jahre zurückliegende Kampagne? Weil sie 

erfolgreich war, zumindest was ihre Reichweite und was die Verankerung von Forde-

rungen, von einer Idee betrifft, was eine menschliche Flüchtlingspolitik sein könnte. Die 

Kampagne hat auch Standards gesetzt, die Initiator:innen haben Erfahrungen gemacht, 

die heute weitergegeben werden sollen. 

Es wurde auch – vor allem weil die Initiative nicht von den „üblichen verdächtigen“ 

NGOs ausging – viel diskutiert, Ideen und Utopien entwickelt.

Besonders das Thema „Zugang zum Arbeitsmarkt“ hat dabei zuletzt wieder enorm 

an Aktualität gewonnen. „Es ist absurd, dass wir Leute abschieben, deren Arbeitskraft 

wir dringend benötigen“, schreibt Ernst Löschner und tatsächlich ist es völlig unver-

ständlich, warum das Potenzial der hoch motivierten Geflüchteten nicht genutzt und 

diese meist noch sehr jungen Menschen nicht schleunigst in den Arbeitsmarkt integriert 

werden.

Wir haben uns also entschlossen, 10 Jahre Gegen Unmenschlichkeit zwei getrennte 

Hefte zu widmen: Im vorliegenden (3/2023) resümieren Initiator Ernst Löschner,  

Christoph Riedl, Michael Kerbler, Anny Knapp und Andrea Eraslan-Weninger die dama-

lige Kampagne und die Entwicklungen seither. Die Nummer 4/2023 widmen wir aus-

schließlich dem Thema Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten. Sollten Sie nicht beide 

Hefte bekommen haben, können Sie das fehlende unter langthaler@asyl.at bestellen.

Herbert Langthaler

Liebe Leser:innen!
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Ende 2012/Anfang 2013 war es zu drama-

tischen, menschenverachtenden Abschie-

bungen gekommen, bei der ganze Fami-

lien zerrissen worden sind. Ich erinnere 

mich auch noch gut an den Bericht von Ute 

Bock in ORF II von einer Familie, die um 

Asyl angesucht hatte: Während die Kinder 

bestens in der Schule integriert waren und 

auch die Mutter alle Anstrengungen zur 

Integration erfolgreich durchführte, war 

Vor zehn Jahren hat sich etwas Besonderes 
ereignet, an das – auch aus Gründen der 
weiter bestehenden Aktualität – erinnert 
werden soll: der an Regierung und Parlament 
gerichtete Aufruf für eine menschliche 
Flüchtlingspolitik. Von Ernst Löschner

10 Jahre Gegen 
Unmenschlichkeit –
Eine Retrospektive

der Familienvater total zermürbt vom jah-

relan- gen „Herumsitzen“. Er durfte trotz 

seiner Qualifikationen nicht arbeiten und 

auch keine Weiterbildung besuchen. Er 

war „reif für die Psychiatrie“. Als Innenmi-

nisterin fungierte damals Johanna Mikl-

Leitner (ÖVP). Rudolf Hundstorfer (SPÖ) 

war Bundesminister für Arbeit und Sozi-

ales.

Es wurde ganz offenkundig, dass sei-

tens des offiziellen Österreich eine Einstel-

lung vorherrschte und ein System am 

Werk war, das Menschen, die bei uns 

Schutz suchen, zurückweist und un-

menschlich behandelt. „Humanitäres 

Bleiberecht“: Dieser Begriff war – und ist 

es heute noch – ein Fremdwort. 

Ich wollte dabei nicht länger zusehen 

und beschloss daher, mit möglichst vielen 

Gleichgesinnten eine Initiative zu starten, 

um Regierung und Parlament zu einer Än-

derung der österreichischen Asylpolitik zu 

veranlassen. Welche Schritte dabei gesetzt 

wurden und wie es zur Etablierung der 

Plattform Gegen Unmenschlichkeit kam, 

darüber habe ich bereits ausführlich be-

richtet.

10 jahre gegen unmenschlichkeit

http://gegen- 
unmenschlichkeit.at/
ueber-uns/ruckblick-
kampagne-2013/ 
zur-genesis/ 
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mäßig im Büro von SOS Mitmensch, Ute 

Bock kam auch persönlich zu uns. 

 

Die fünf Forderungen
Wort für Wort wurde der Text unserer fünf 

Forderungen gemeinsam abgestimmt. Un-

sere Petition wurde dann von 50 weiteren 

Partnerorganisationen unterstützt. Alle im 

Parlament vertretenen Parteien wurden 

zur Stellungnahme aufgefordert. Alle ha-

ben geantwortet: Nur die Grünen und 

NEOS haben unsere Forderungen vollin-

haltlich unterstützt; sehr enttäuschend 

und schwammig waren die Rückmel-

dungen von SPÖ und ÖVP, nicht überra-

schend waren die ablehnenden Reaktionen 

von BZÖ und FPÖ. Michael Kerbler und ich 

haben allen Parteien Punkt für Punkt 

geantwortet. 

Unsere Petition wurde von 31.361 na-

mentlich unterstützt. Fast 300 Persönlich-

keiten aus Wissenschaft, Kultur, Religion, 

Sport, Medizin, Literatur, Politik und Wirt-

schaft  brachten ihre Solidarität mit un-

serem Aufruf mit einem persönlichen 

Statement zum Ausdruck.

Am 7. Juni 2013 war es dann soweit: 

In einer Pressekonferenz wurde unser Auf-

ruf detailliert vorgestellt, gemeinsam mit 

der Schauspielerin Ursula Strauss, dem  

FPÖ rechts überholt
Zu diesem Zeitpunkt hatte sich die Anzahl 

der Asylanträge mit jeweils circa 17.500 in 

den Jahren 2012 und 2013 gegenüber 

durchschnittlich 13.800 in den Jahren 2009-

2011 nur geringfügig geändert. Erst 2014 

mit 28.000 Anträgen und besonders 2015 

mit 88.000 Anträgen sollte es zu einer 

sprunghaften Entwicklung kommen, die 

aber in der Folge wieder stark auf 14.800 

Anträge im Jahr 2020 abebbte, um 2021 und 

2022 wieder stark anzusteigen und 2023 auf 

voraussichtlich ca. 53.000 abzusinken.

Dennoch sah sich auch die SPÖ unter 

Bundeskanzler Werner Faymann – für viele 

unvermutet – veranlasst, so wie die ÖVP 

unter Vizekanzler Michael Spindelegger, ei-

ne Verschärfung der Asylgesetze zu propa-

gieren, quasi zu versuchen, die FPÖ rechts 

zu überholen. Die Folge waren nicht nur Ge-

setzesverschärfungen, sondern auch men-

schenverachtende Abschiebungen. 

Wir begannen unsere Arbeit. Wir waren 

15 NGOs, von Amnesty International bis ZA-

RA, erstmalig war auch Ärzte ohne Grenzen 

dabei. 

Nie zuvor, und auch seither nicht, war 

es gelungen, so eine große Anzahl von nam-

haften NGOs zu einer bedeutenden Initiative 

zusammenzuschließen. Wir trafen uns regel-

10 jahre gegen unmenschlichkeit
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gehinderten Zugang zu Schul- und Weiter-

bildung für Asylsuchende. 

3. Eine an menschlichen Bedürfnissen  

orientierte Grundversorgung mit flächen-

deckender professioneller Betreuungs-

struktur, die Eigenverantwortlichkeit  

unterstützt und auch realistische  

Möglichkeiten der Eigenversorgung vor-

sieht.

4. Eine komplette und übersichtliche 

Überarbeitung der österreichen Asyl- und 

Fremdengesetze, sowie öffentlich finan-

zierten unabhängigen Rechtsbeistand für 

Menschen, die um Schutz ansuchen. 

5. Asyl-Lotterie beenden: Europa braucht 

ein solidarisches System der Flüchtlingsauf-

nahme, daher umfassende Gesetzesbe-

schlüsse auf EU-Ebene, die europaweit die 

o.a. Rechte und Standards für alle schutz-

suchenden Personen in allen Mitgliedslän-

dern sicherstellen – Österreich möge dabei 

mit gutem Beispiel vorangehen.

Kabarettisten Thomas Maurer und dem 

Arzt Johannes Poigenfürst.  

Wir fordern von der Regierung und 
allen im Parlament vertretenen 
Parteien:
1. Sicherstellung, dass gut integrierte 

Personen nicht abgeschoben, Familien 

nicht zerrissen und humanitäre Umstände 

berücksichtigt werden. 

2. Effektiver Zugang zum Arbeitsmarkt 

nach längstens sechs Monaten sowie un-

Ich wollte dabei nicht 
länger zu sehen
und beschloss daher, 
mit möglichst vielen
Gleichgesinnten eine 
Initiative zu starten.

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Die seit Jahren unmenschliche Flüchtlings-
politik in Österreich gehört schnellstens  
geändert. Die abstoßenden Fälle, die man in 
den Medien liest, sind nur die Spitze des 
Eisbergs, weshalb ich Ihre Petition in vollem 
Umfang unterstütze.

Edith Zimmermann



asyl aktuell 3/2023

5

Es war ihr selbst schon ein langes Anlie-

gen, eine parlamentarische Revision der 

Asylgesetze zu erreichen und sie über-

sichtlich zu gestalten.

Am nächsten Tag wurde in einer Pres-

sekonferenz die Dokumentation auch der 

Öffentlichkeit vorgestellt. Wir präsen-

tierten unsere Vorschläge an Regierung 

und Parlament für die Zusammenarbeit 

mit einer Expert:innen-Kommission unter 

der Führung des Menschenrechtsexperten 

Manfred Nowak, ebenso einen detaillierten 

Vorschlag zu einer Regierungserklärung 

zum Thema Flucht und Asyl. 

Diese Ergänzungen wurden in die 

Neufassung unserer Dokumentation einge-

arbeitet, ebenso die Namen sämtlicher 

über 30.000 Unterzeichner:innen der Peti-

tion, die persönlichen Statements aller Mit-

glieder des Personenkomitees, und auch 

„Stimmen“ aus der Bevölkerung aus ganz 

Österreich, die uns als Reaktion auf den 

Aufruf erreicht hatten. Die überarbeitete, 

vorliegende Fassung der Dokumentation 

ist ein beeindruckendes Dokument von 

240 Seiten geworden, datiert mit 29. No-

vember 2013. 

Gleichzeitig ging die Petition online mit der 

Einladung zur Unterzeichnung des Aufrufs, 

und bald danach habe ich mich mit Michael 

Kerbler in einem offenen Brief an alle zur 

Nationalratswahl antretenden politischen 

Parteien gewendet. Gegen Unmenschlich-

keit* war auch medial sehr präsent, über 

verschiedene Aktionen wurde im ORF und 

den Printmedien berichtet, Micheal Kerbler 

und ich gaben Interviews, schrieben Kom-

mentare und Leserbriefe. 

Begleitende Aktionen
Auch in den folgenden Wochen und Mona-

ten kam es zu laufenden Kontakten mit der 

Politik. An Innenministerin Mikl-Leitner ha-

ben wir appelliert, eine bevorstehende  

Abschiebung von acht Flüchtlingen nach 

Pakistan zu stoppen. Am 20. September 

organisierten wir einen musikalischen 

Flashmob vor dem Parlament, gemeinsam 

mit Paul Gulda und Daniel Landau, um an 

jede:n einzelne:n Abgeordnete:n zu appel-

lieren, sich zu engagieren.

Am 4. Oktober wurde in einer Mahn-

wache vor dem Innenministerium an die 

Regierung appelliert, als Reaktion auf die 

Tragödie vor Lampedusa – mit über 300 

ertrunkenen Flüchtlingen – alles in ihrer 

Macht stehende zu unternehmen, auch auf 

EU-Ebene, damit derartige Katastrophen 

sich möglichst nie mehr wiederholen mö-

gen. Wir verurteilten die geplanten Stachel-

drahtzäune im geplanten Schubhaftzen-

trum in Vordernberg (Steiermark). 

Am 28. Oktober überreichten wir eine 

erste Fassung unserer umfassenden Doku-

mentation über den Aufruf an NR-Präsi-

dentin Barbara Prammer.

Ihre Reaktion war außerordentlich po-

sitiv und motivierend: Sie ersuchte uns, die 

Dokumentation über unsere Initiative zu 

vervielfältigen und jeder:m einzelnen Ab-

geordneten im Parlament zu überreichen. 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Ich bin seit vielen Jahren ein Gegner der 
gängigen Flüchtlingspolitik. Man muss 
Menschen in Not helfen, und zwar wir alle, 
nicht nur in Österreich. Ich habe viele Jahre 
im Ausland verbracht und wurde immer als 
Mitmensch behandelt. Manchmal muss 
man sich schämen ein Österreicher zu sein.

Sven Hauer, Krems

* Im Folgenden wird 
hier die Abkürzung GU 
verwendet.
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Appell zu einer Änderung der Asylpolitik 

erneuerten.

Der Petitionsausschuss des National-

rates beschloss am 1. Juli 2014 einstimmig 

die Einholung einer Stellungnahme des In-

nenministeriums. Wir nahmen dies zum 

Anlass, alle mehr als 30.000 

Unterzeichner:innen der Petition und un-

ser Personenkomitee einzuladen, unsere 

Bemühungen mit einem persönlichen Ein-

trag auf der parlamentarischen Homepage 

zu unterstützen. Bereits am 8. August  

2014 kam die Stellungnahme des BMI, die 

aber so oberflächlich und inhaltlich unge-

nügend war, dass sich Anny Knapp na-

mens der Agenda Asyl veranlasst sah,  

eine detaillierte Replik zu verfassen. Den-

noch wurde die Dokumentation vom Peti-

tionsausschuss, trotz anfänglich positiver 

Signale, letztendlich (angeblich aus Grün-

den einer Arbeitsüberlastung) „schubladi-

siert“. 

In einem Interview im Standard im 

November 2014 haben Michael Kerbler 

und ich ausführlich zu den Reaktionen auf 

unseren Aufruf Stellung bezogen, wie auch 

zu den damaligen islamistischen Terroran-

schlägen in Paris auf die Satirezeitschrift 

Charlie Hebdo. 

Arbeitsmarktzugang schubladisiert
Es war uns stets ein besonderes Anliegen, 

für Asylsuchende einen Zugang zum Ar-

beitsmarkt (und Weiterbildung) zu errei-

chen. Bundesminister Hundstorfer konnten 

wir nach mehrmonatigen Bemühungen in 

einem persönlichen Gespräch überzeugen, 

das WIFO (Österreichisches Institut für 

Wirtschaftsforschung) mit einer Studie zu 

diesem Thema zu beauftragen. Unsere Ar-

beitsgruppe traf sich dann mehrmals mit 

dessen Experten. Als diese detaillierte Stu-

die dann im März 2015 vorlag, wurde sie 

jedoch von BM Hundstorfer im Juni 2015 

Sie ging nicht nur an alle Abgeordne-

ten, sondern mit persönlichen Briefen auch 

an Bundespräsident Heinz Fischer, Bundes-

kanzler Werner Faymann, Vizekanzler Mi-

chael Spindelegger, Innenministerin Johan-

na Mikl-Leitner und an NR-Präsidentin Bar-

bara Prammer. Zuvor hatten wir sie auch 

dem damaligen Bundesminister Gerald 

Klug und Staatssekretär Sebastian Kurz 

übermittelt.

Unser Aufruf erging auch an alle Lan-

deshauptleute, an die Bischofskonferenz 

und alle Flüchtlingsreferent:innen in den 

Bundesländern, wobei ich mich gerne da-

ran erinnere, dass letztere einstimmig ei-

nen unbeschränkten Arbeitsmarktzugang 

gefordert haben.

Was geschah in der Folge? 
Es kam zu mehreren Arbeitssitzungen,  

insbesondere mit den Expert:innen  

von Innen- und Arbeitsministerium,  

wobei stets ein konstruktives Gesprächs-

klima herrschte. Von GU-Seite waren  

besonders Anny Knapp (asylkoordination),  

Christoph Riedl (Diakonie), Andrea Eraslan-

Weninger (Verein Integrationshaus),  

Alexander Pollak (SOS Mitmensch) und ich 

involviert. 

Anlässlich der Klausurtagung der neu-

en Bundesregierung Faymann II am  

14. und 15. Jänner 2014 publizierten wir im 

Standard und im Kurier, ein vom Perso-

nenkomitee finanziertes und namentlich 

unterstütztes Inserat, in dem wir unseren 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Schauen wir den Menschen, die bei uns 
Schutz suchen, in die Augen, begegnen wir 
ihnen auf Augenhöhe.

Robert Mayer, Schauspieler
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„schubladisiert“, nach halb-herzigen halb-

positiven Aussagen von ihm zuvor, obwohl 

(oder weil?) das WIFO unsere Vorschläge 

voll-inhaltlich befürwortet hatte, auch im 

Interesse des österreichischen Arbeits-

marktes. 

In weiterer Folge bemühten wir uns 

2016 bei der Bundesregierung Kern. In 

persönlichen Briefen an Bundeskanzler 

Christian Kern und Vizekanzler Reinhold 

Mitterlehner forderten wir am 2. Juni 2016 

den Arbeitsmarktzugang für Asylsuchen-

de. Die ORF Sendung Im Klartext ließ An-

fang Juni 2016 leise Hoffnungen aufkom-

men, dass dieser Punkt unserer Petition 

endlich umgesetzt werden könnte. Aller-

dings hat sich der neue Innenminister 

Wolfgang Sobotka gegen eine Arbeitser-

laubnis für Asylsuchende positioniert, wo-

mit er die Aussage des Vizekanzlers kon-

terkarierte und einen integrationsfeind-

lichen Zickzackkurs der ÖVP dokumen-

tierte. Leider hat auch Bundespräsident 

Heinz Fischer, trotz Appellen von Amnesty 

International und von uns, die umfas-

senden Änderungen des Asylgesetzes (u.a. 

eine „Notstandsermächtigung“) in Kraft ge-

setzt. Ich möchte dabei daran erinnern, 

dass es vier mutige weibliche SPÖ-Abge-

ordnete (Daniela Holzinger, Ulrike Königs-

berger-Ludwig, Katharina Kucharowits und 

Nurten Yilmaz) gegeben hat, die sich im 

Parlament im April 2016 weigerten, diese 

Ermächtigung zu unterstützen.

Auch bei der Bundesregierung Kurz I 

blieben wir aktiv. Mit Arbeitsministerin 

Beate Hartinger-Klein erörterten wir 2018 

das Thema Arbeitserlaubnis für Asylsu-

chende. Sie war persönlich verbindlich, in-

haltlich prallten wir jedoch gegen eine 

Gummiwand. Daraufhin richteten Anny 

Knapp und ich am 22. Juli 2018 ein drin-

gendes Mail an Bundeskanzler Sebastian 

Kurz, in dem wir ihn um eine Kurskorrektur 

ersuchten, auch angesichts der massiven 

Abschiebungen von Lehrlingen aus Öster-

reich. Wir bekamen jedoch eine beschä-

mende, nichtssagende Antwort vom Bür-

gerservice im Bundeskanzleramt. Ein wei-

terer Versuch der Kontaktaufnahme mit 

dem Kabinett des Bundeskanzlers verblieb 

ohne Antwort.

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Am 28. Oktober 
überreichten wir eine 
erste Fassung un-
serer umfassenden 
Dokumentation über 
den Aufruf an NR-
Präsidentin Barbara 
Prammer.
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I:  Sicherstellung einer unabhängigen 

Rechtsberatung für Asylsuchende in Öster-

reich

II:  Zugang zu geförderten Deutschkur-

sen für alle Asylsuchenden von Anfang an

III:  Zugang zu Lehre, Ausbildung und 

Arbeit für Asylsuchende nach spätestens  

6 Monaten Aufenthalt

IV:  Bleibe- und Arbeitsrecht für Lehr-

linge bis zu 2 Jahre nach Beendigung ihrer 

Lehrzeit

V:  Bleibe- und Arbeitsrecht für alle 

Asylsuchenden, die schon mindestens  

5 Jahre in Österreich sind

VI:  Legale Einreisemöglichkeiten für 

Asylsuchende (inkl. “UNHCR-Resettlement“) 

und Teilnahme an Solidaraktionen für 

Bootsflüchtlinge

VII:  Überarbeitung und Vereinfachung 

der Kriterien zur „Rot-Weiß-Rote Karte“, um 

insbesondere jenen Menschen, die bereits 

in Österreich sind, eine Arbeit in „Mangel-

berufen“ zu ermöglichen.

Das am 2. Jänner 2020 vorgestellte Regie-

rungsprogramm enthielt jedoch – zur Ent-

Erneuter Appell an Schwarz-Grün
Als sich aufgrund der Nationalratswahl 

vom 29. September 2019 eine türkis-grüne 

Koalition abzeichnete, ergriffen Anny 

Knapp und ich diese Chance, genau zwei 

Monate später am 29. November 2019, in-

dem wir an jedes Mitglied der beiden Ver-

handlungsteams folgendes Mail richteten:

„Heute möchten wir 7 Vorschläge für  
eine menschliche und vernünftige 
Flüchtlingspolitik unterbreiten, mit der 

Bitte an jede:n Einzelne:n von Ihnen, sie 

ernsthaft zu prüfen und gemeinsam in Ih-

ren Verhandlungsgesprächen zu themati-

sieren:

Was unser Mensch-Sein wert ist, messen 
wir daran, was uns das Mensch-Sein 
anderer wert ist.

Michael Sturminger, Regisseur

Am 4. Oktober wurde 
in einer Mahnwache 
vor dem Innen-
ministerium an die 
Regierung appelliert, 
als Reaktion auf die 
Tragödie vor 
Lampedusa.

10 jahre gegen unmenschlichkeit
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täuschung vieler, auch seitens unserer Ini-

tiative – keine nennenswerten Verbesse-

rungen. Im Regierungsprogramm wurde 

zwar eine engere Zusammenarbeit mit 

UNHCR angekündigt, diese wurde aber 

kaum realisiert. 

An (den bald darauf ernannten) Bun-

deskanzler Karl Nehammer hatte ich be-

reits im Dezember 2019 ein Mail geschickt 

mit der Bitte, unsere Vorschläge für eine 

menschliche Flüchtlingspolitik zu prüfen. 

Dieses Mail blieb ohne Antwort. Zwei Jahre 

später ersuchte ich ihn am 7. Dezember 

2021 erneut, zumindest in individuellen 

Härtefällen, Ausnahmen zuzulassen und 

ein Bleiberecht in Österreich für an Leib 

und Leben gefährdete Menschen, insbe-

sondere Kinder, zu befürworten. Ich er-

neuerte auch unsere Vorschläge zu einer 

Revision der Rot-Weiß-Rot-Karte (RWR-

Karte) und einem Zugang zum Arbeits-

markt. Wieder kam keine Antwort.

Die Politik wollte sich einfach nicht 

bewegen. Wie oben dargestellt, hatten wir 

zumindest betreffend RWR-Karte eine letz-

te – für die Regierung „gesichtswahren-

de“, inhaltlich aber bedeutsame – Mög-

lichkeit gesehen, durch eine Neufassung 

der Kriterien doch noch einen Zugang zum 

Arbeitsmarkt, zumindest für einige hun-

dert Asylsuchende, zu erschließen. Wir 

waren überzeugt, dass auf diesem Wege 

nicht nur vielen qualifizierten Asylsuchen-

den und Flüchtlingen geholfen werden 

könnte, sondern dass auch dringend be-

nötigte Arbeitskräfte für die Wirtschaft zur 

Verfügung gestellt würden. 

Dass auch von den grünen Regie-

rungsmitgliedern nur Lippenbekenntnisse 

kamen, war sehr enttäuschend. Es war je-

doch belustigend für mich, ein E-Mail von 

Bundesminister Gernot Blümel zu bekom-

men, offenbar in der Eile ein Irrläufer, denn 

es war für sein Kabinett bestimmt: Dieses 

wurde aufgefordert, die Vorschläge zu 

ignorieren beziehungsweise hinhaltend zu 

antworten.

Heute suchen wir in Österreich drin-

gend nach Arbeitskräften, sowohl wenig 

qualifizierte als auch besonders gut ausge-

bildete. Es kam letztes Endes unter Bun-

desminister Martin Kocher endlich zu einer 

Revision der RWR-Karte, allerdings erst 

drei Jahre nachdem wir unseren diesbe-

züglichen Vorschlag erneuert hatten. Wie 

so oft in Österreich: „Too Little Too Late“! 

Auch erst kürzlich kam Bundesministerin 

Susanne Raab auf die Idee, das kanadische 

System der Nachfrage nach Arbeitskräften 

im Ausland zu studieren. Bereits vor zehn 

Jahren hatten wir auf das kanadische Bei-

spiel hingewiesen, wie sie erfolgreich Ar-

beitskräfte aus dem Ausland nach Kanada 

geholt hatten. Es wäre für Österreich so 

wichtig, nicht nur mehr humanitär den-

kende Menschen in der Politik zu wissen, 

sondern auch mehr wirtschaftlich denken-

de!

Was ist sonst noch zu unseren 
Forderungen vor 10 Jahren und  
danach zu sagen? 
An der von mir bereits vor 10 Jahren kriti-

sierten „Einstellung“ vieler Politiker:innen  

hat sich offenbar nichts geändert. Das 

schlägt sich auch in der Positionierung Ös-

terreichs am internationalen Parkett und 

insbesondere in der EU nieder. So weigert 

sich Österreich immer noch, an UNHCR Re-

settlement-Programmen teilzunehmen (es 

gab lediglich für kurze Zeit eine Ausnahme 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Das Boot….ist eine Yacht.

Florian Bösch, Sänger
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Italien durch Flüchtlingsaufnahmen zu ent-

lasten, dieses Zugeständnis wurde aber 

mit den Menschen- und Flüchtlingsrechten 

nicht mehr vereinbaren Verschärfungen 

der Asylpolitik verknüpft. Es darf nicht to-

leriert werden, dass die Gültigkeit der Gen-

fer Flüchtlingskonvention von immer mehr 

Politiker:innen – auch in Österreich – in-

frage gestellt wird. 

Nichts gebessert hat sich auch bei der 

Struktur der Asyl- und Fremdengesetze. 

Sie sind nach wie vor derart unübersicht-

lich, dass selbst Expert:innnen oft überfor-

dert sind. Dazu kommen Ungereimtheiten 

und widersprüchliche Formulierungen. In-

haltlich sind sie, mit wenigen Ausnahmen, 

noch restriktiver geworden. Die für Öster-

reich unwürdige „Menschlichkeitslücke“, 

wie ich sie nennen möchte, ist noch größer 

geworden.

Europa steht vor enormen Herausfor-

derungen: Wir leben in einer stark überal-

terten Gesellschaft, Arbeitskräfte fehlen, 

soziale Dienste sind kaum noch aufrecht zu 

erhalten. Dazu kommen die globalen Pro-

bleme als Folge der weltweiten Klimakata-

strophe. In dieser Lage erscheinen Debat-

ten darüber, wer ist ein:e „Migrant:in“ 

oder ein „Wirtschaftsflüchtling“ und wel-

che von ihnen wir bei uns behalten wollen, 

müßig. Wir brauchen Migration!

Es ist daher höchst bedauerlich, dass 

sich für Asylsuchende in Sachen Jobzugang 

de facto nichts verbessert hat. Zwar hat 

der Verfassungsgerichtshof (VfGH) die Be-

schränkung auf Jobs in der Ernte- und Sai-

sonarbeit im Juli 2021 aufgehoben, somit 

gilt, dass Asylsuchende vier Monate nach 

ihrem Antrag einen Job annehmen können. 

Die meisten Asylsuchenden können es sich 

trotzdem nicht leisten zu arbeiten, denn 

sie leben von der Grundversorgung, wobei 

die erlaubte Zuverdienstgrenze von mo-

natlich € 100 nur für Ukrainer:innen ge-

für syrische Flüchtlinge, die aber nur 1.900 

Menschen geholfen hat) und zeichnet sich 

auch nicht durch besondere Freigiebigkeit 

bei der „Hilfe vor Ort“ aus.

Innerhalb der EU gehört Österreich 

fast immer zu der Gruppe um Polen und 

Ungarn, die einen besonders restriktiven 

Kurs der EU propagiert. Österreich ist weit 

davon entfernt, jene Vorbildfunktion ein-

zunehmen, die wir uns gewünscht hätten. 

Im Gegenteil: Die Blockade der Schengen- 

Öffnung betreffend Rumänien und Bulga-

rien hat unser Renommee bei unseren 

Partner:innen in der EU noch weiter ram-

poniert.

Wenn es um die aktuelle Aufnahme 

von in Italien, Griechenland oder Spanien 

angelandeten Schutzsuchenden geht, ver-

weisen die ÖVP-Politiker:innen auf die 

2015 Aufgenommenen oder präsentieren 

irreführende Statistiken über aktuelle Zah-

len. Allzu oft flüchtet sich das offizielle Ös-

terreich in die Ausrede, dass andere Län-

der (noch) weniger tun als wir.

Auf EU-Ebene gab es zwar vor kurzem 

eine Einigung, in Notfällen ein Land wie 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Wir Österreicher:innen, wir sind  
Flüchtlinge. Wir flüchten vor den Men-
schen, die in Not geraten sind und Hilfe  
suchen. Menschen, die gestrandet sind, 
Menschen, die man Flüchtlinge nennt. Vor 
ihnen flüchten wir. Wir Österreicher:innen, 
wir sind auf der Flucht. Wir flüchten vor der  
eigenen Menschlichkeit.

Ulrich Seidl, Filmemacher
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nicht wegzuschauen, sondern zumindest 

zu versuchen, eine Änderung herbeizufüh-

ren. Wahrscheinlich waren wir zu ambitio-

niert. Wir haben aber die Erfahrungen, die 

wir sammeln konnten, an all jene weiter-

gegeben, die nunmehr bemüht sind, die 

aktuellen Herausforderungen – an unseren 

Außengrenzen wie innerhalb von  

Österreich – zu adressieren und von der 

Politik eine Änderung zum Besseren einzu-

fordern. Immer mehr Gelder fließen in die 

weitere Befestigung der „Festung“, viel zu 

wenige Mittel werden für die Bekämpfung 

der Ursachen von Flüchtlings- und Migrati-

onsströmen aufgewendet. Dieser Befund 

gilt für Österreich und die gesamte EU.

ringfügig erhöht wurde, nicht für Asylsu-

chende. Doch auch wenn die Zuverdienst-

grenze höher wäre, ist es fraglich, ob viele 

auf Basis eines Einstieglohns auf die Leis-

tungen aus der Grundversorgung (Unter-

kunft und Versorgung) verzichten können.

Vorerst 1 1/2 Jahre, und viele weitere 

Jahre danach, haben viele von uns intensiv 

daran gearbeitet, dem Aufruf für eine 

menschliche Flüchtlingspolitik Gehör zu 

verschaffen. War die viele Arbeit vergeb-

lich? Würden wir sie heute wieder auf uns 

nehmen? War es nicht vergebliche „Liebes-

müh“, wenn wir das magere Resultat sei-

tens der Politik dem Aufwand gegenüber 

stellen, der betrieben wurde? Gab es  

also eine stark negative „Kosten-Nutzen-

Relation“?

Ohne mit allen Akteur:innen gespro-

chen zu haben, die damals so couragiert 

und ambitioniert eine Gemeinschaft gebil-

det haben, würde ich meinen, dass wir kei-

nen Grund haben, unsere Initiative zu be-

reuen. Es war uns allen einfach zu wichtig, 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Es war uns allen ein-
fach zu wichtig, nicht 
wegzuschauen, son-
dern zumindest zu ver-
suchen, eine Änderung 
herbeizuführen.
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10 Jahre Gegen Unmenschlichkeit – 
Für eine menschliche 
Flüchtlingspolitik
Die Initiative Gegen Unmenschlichkeit – 
Für eine menschliche Flüchtlingspolitik 
kurz GU, trat im Jahr 2013 mit in fünf 
Kernforderungen an die damalige 
Regierung und alle im Parlament 
vertretenen Parteien heran.  
Von Christoph Riedl

Um es kurz zu machen: Sehr viel ist nicht 

weitergegangen in den letzten Jahren. 

Eher im Gegenteil. Zehn asylpolitisch tur-

bulente Jahre hatten zur Folge, dass heute 

viele politisch Engagierte und Flüchtlings- 

und Menschenrechtsorganisationen froh 

sind, dass durch den Regierungseintritt 

der Grünen wenigstens ein Stillstand in 

der alljährlichen „Verschärfungsspirale“ 

eingetreten ist.

Umgekehrt heißt das aber auch: Ver-

besserungen von ohnehin schon viel zu 

lange bestehenden unhaltbaren Zustän-

den sind auch nicht in Sicht.

Auf das zivilgesellschaftliche Engage-

ment in der Flüchtlingskrise 2015/16, 

folgte der Rückschlag durch die angeb-

liche Schließung der Balkanroute 2017 und 

die Ausrufung des „Endes der Willkom-
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die sie gepflegt haben, in Spanien nie-

manden. Diese Abschiebung war selbst 

nach der Judikatur des Europäischen Ge-

richtshofes für Menschenrechte „rechts-

konform“. Wie kann das möglich sein? Wie 

kann es jemals dem humanitären Anspruch 

und den Werten einer Gesellschaft entspre-

chen, eine sterbende Frau aus ihrem famili-

ären Umfeld zu reißen und in ein für sie 

völlig fremdes Land zu schicken? Ein mo-

derner Sozialstaat muss auch Humanität 

zeigen können, sonst läuft er Gefahr, in die 

Barbarei abzudriften. Der Fall zeigt: Das 

„humanitäre Bleiberecht“ ist für die öster-

reichische Politik ein Fremdwort geblieben. 

Sich nur noch an das zu halten, was gerade 

(noch) nicht menschenrechtlich verboten 

ist, ist viel zu wenig. Das geltende soge-

nannte „humanitäre Aufenthaltsrecht“ hat 

mit Humanität im eigentlichen Wortsinn 

wenig zu tun, es setzt bestenfalls um, was 

völkerrechtlich geboten ist: Das Recht auf 

Privat- und Familienleben, wie es in der 

Menschenrechtskonvention verankert ist. 

Für Fälle, wie jenen der sterbenden Frau, 

wo wirklich Humanität, also Menschlichkeit 

gezeigt werden müsste, ist das aber 

schlichtweg zu wenig. Das berühmt ge-

wordene Zitat von Bundespräsident Van 

menskultur“. Einer der Höhepunkte dieser 

Rückwärtsbewegung war in Österreich 

durch die Diffamierung von Helfer:innen in 

ganz Europa durch den damaligen Außen-

minister Sebastian Kurz mit seiner Aussage 

aus dem März 2017 erreicht: „Der NGO-

Wahnsinn muss beendet werden.“ Kurz be-

zog sich damals auf die Rettung von Ertrin-

kenden aus dem Mittelmeer. Die Kriminali-

sierung der Helfer:innen hält bis heute an.

Zu den damaligen Forderungen von 

Gegen Unmenschlichkeit:

Erste Forderung
Sicherstellung, dass gut integrierte  
Personen nicht abgeschoben, Familien 
nicht zerrissen und humanitäre Umstän-
de berücksichtigt werden. 

Wir erinnern uns an die – rechtswidrige – 

Abschiebung der Schülerin Tina, ihrer 

Schwester und ihrer Mutter im Jänner 2021 

nach Georgien. Die Hilfsorganisationen for-

derten daraufhin eine Sanierung des hu-

manitären Bleiberechtes, denn diese Ab-

schiebungen waren nicht nur kaltherzig 

und völlig unverständlich, sondern Behör-

den und Innenminister waren auch keines-

wegs rechtlich dazu verpflichtet. Das Kin-

deswohl ist damals eben nicht – wie es die 

Bundesverfassung verlangen würde – vor-

rangig beachtet worden. Und Tina, die seit 

Dezember 2021 wieder in Österreich lebt, 

wartet bis heute auf eine Entschuldigung 

des damaligen Innenministers Karl Neham-

mer.

Rechtskonforme Unmenschlichkeit
So wurde im Dezember 2017 eine schwer 

krebskranke Frau, die nicht mehr allzu lan-

ge zu leben hatte, aus einem Quartier der 

Caritas in Graz geholt, und im Rahmen des 

Dublin-Verfahrens nach Spanien geflogen. 

In Österreich hatte sie zwei Schwestern, 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Ganz klar ist: Menschenrechte und  
Menschenwürde sind unteilbar und überall 
gültig. Asyl ist auch kein Gnadenakt,  
sondern ein Recht. An diesen Grundsätzen 
muss sich endlich auch die österreichische 
Asylpolitik orientieren.

Heinz Patzelt, Generalsekretär Amnesty  
International Österreich
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Amt für Fremdenwesen und Asyl (BfA) ge-

gründet. Damit war nun eine einzige Behör-

de, sowohl für die Gewährung von Asyl, 

subsidiärem Schutz und Bleiberecht zustän-

dig. Diese All-Inclusive-Prüfung soll seither 

in einem einzigen Verfahren über diese drei 

Verfahrensausgänge entscheiden. Doch die 

Fälle, in denen es menschenrechtlich be-

denklich wird, sind in der Praxis meist jene, 

in denen das Asylverfahren zwar schon ne-

gativ abgeschlossen wurde, es aber (noch) 

zu keiner Abschiebung gekommen ist.

Wenn die Integration jedoch nach Ab-

schluss des Asylverfahrens erfolgt ist, Kin-

der in Schulen integriert sind oder Erwach-

sene im Beruf, und diese neuen Tatsachen 

im Verfahren nicht berücksichtigt wurden, 

ist nach geltendem Recht ein separater An-

trag auf humanitären Aufenthalt möglich. 

Nur ist es derzeit so, dass der Ausgang die-

ses Bleiberechtsverfahrens nicht abgewar-

tet werden muss, egal wie viel Zeit ins Land 

gezogen ist.

Der mehrfache österreichische  

Taekwondo-Staatsmeister Junadi Sugaipov 

war ein Musterbeispiel gelungener Integra-

tion. Er spricht perfekt Deutsch, engagierte 

sich ehrenamtlich als Trainer, hatte  

einen Job in Aussicht, arbeitete in einem 

Projekt zur Deradikalisierung Jugendlicher 

mit. Es fällt schwer sich vorzustellen, was 

er sonst noch leisten hätte können, um in 

den Augen der Behörde als integriert zu 

gelten.

Zwei Tage nach seiner Abschiebung 

nach Russland war die Verhandlung seines 

Bleiberechtsantrages am Bundesverwal-

tungsgericht angesetzt. Für den Richter 

wäre es wohl wichtig gewesen, sich  

ein persönliches Bild vom Grad der Integra-

tion machen zu können. Der fehlende Ab-

schiebeschutz während des Bleiberechts-

verfahrens hat dem Richter die Möglichkeit 

genommen über eine Zukunft des gut  

der Bellen: „So sind wir nicht!“ aufgreifend, 

stellt sich beim humanitären Bleiberecht 

tatsächlich die Frage: Wie wollen wir sein? 

Wie human wollen wir sein?. Die Frage 

kann durch das Völkerrecht nicht beant-

wortet werden, sondern nur durch An-

stand in der Politik und eine gefestigte 

Wertehaltung, die den Beamt:innen die nö-

tigen Spielräume gibt, tatsächlich humani-

täre Entscheidungen zu treffen.

Abschiebungen im laufenden 
Verfahren
Ein weiteres eklatantes Problem, das die 

geltende Bleiberechtsregelung für die Be-

troffenen gefährlich und oft auch wir-

kungslos macht: Anträge auf Bleiberecht 

haben keinen wirksamen Abschiebeschutz 

während ihrer Prüfung.

Zwei Monate nachdem die Initiative 

Gegen Unmenschlichkeit – Für eine 

menschliche Asylpolitik ihre Forderungen 

der Politik übergeben hatte, wurde das 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Viele Asylsuchende haben in ihren  
Herkunftsländern und auf dem Weg nach 
Europa einen wahren Albtraum aus Gewalt 
und Missbrauch durchlebt. Es gehört auch 
zu unserer Aufgabe die österreichische Be-
völkerung sowie die Politik an die Schick-
sale dieser Menschen zu erinnern und ei-
nen anständigen und menschlichen Um-
gang mit allen Asylsuchenden  
einzufordern!

Mario Thaler, Geschäftsführer Ärzte ohne Grenzen
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richtig. Das Asylrecht steht nämlich nicht 

über den anderen Menschenrechten, son-

dern gleichbedeutend daneben.

Zweite Forderung
Effektiver Zugang zum Arbeitsmarkt 
nach längstens sechs Monaten sowie un-
gehinderten Zugang zu Schul- und Wei-
terbildung für Asylsuchende.

Während es seit 1992 für Asylwerber:innen 

unter der Einschränkung des Ausländerbe-

schäftigungs-Gesetzes und die Ausländer-

beschäftigungs-Verordnung noch möglich 

integrierten jungen Mannes zu entschei-

den.

Ein Verfahren, dessen Ende nicht ab-

gewartet wird, bietet keinen Schutz. Wenn 

die Entscheidung, ob jemand bleiben  

darf oder nicht, in einem Wettrennen zwi-

schen Gericht und Abschiebebehörde  

endet, bleibt die Rechtsstaatlichkeit auf  

der Strecke.

Wenn von den Innenminister:innen in 

spektakulären Abschiebefällen immer nur 

auf die negative Asylentscheidung verwie-

sen wird, die eben in einem Rechtsstaat zu 

respektieren sei, dann ist das nur zum Teil 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Inserat der Initiative 
Gegen 
Unmenschlichkeit in 
Der Standard
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Anders als in der Sozialhilfe, in der es 

die Möglichkeit der „Aufstockung“ gibt, 

wenn das verdiente Einkommen nicht aus-

reicht, um den Lebensunterhalt zu bestrei-

ten, fehlt eine solche Regelung in der 

Grundversorgung. Ganz im Gegenteil, wer 

ein Einkommen über der Zuverdienstgren-

ze hat, riskiert aus dem Quartier geschmis-

sen zu werden.

Das heißt in der Praxis: Wer das Ziel 

hat, auf eigenen Beinen zu stehen, muss 

vom ersten Tag an gleich so viel verdienen, 

dass sie:er keine Unterstützung mehr be-

nötigt, muss eine eigene Wohnung finden, 

die Kosten für Kaution und Einrichtung 

selbst aufbringen, obwohl auch ein Anspa-

ren während der Grundversorgung verbo-

ten ist. Wer scheitert und den Job wieder 

verliert, kann auf keine Unterstützung hof-

fen und muss zurück ins Grundversor-

gungsquartier. Die angemietete Wohnung 

muss wieder aufgeben werden, was sich 

bei befristeten Mietverträgen als schwierig 

erweist. Oft bleibt vom Traum auf ein ei-

genständiges Leben nur ein Berg von 

Schulden. Menschen, die sehr gerne für 

sich selbst und ihre Angehörigen sorgen 

war in staatlicher Bundesbetreuung zu 

wohnen und gleichzeitig arbeiten zu ge-

hen, war damit ab 2004 endgültig Schluss.

Der damalige Arbeitsminister Barten-

stein verfügte einen Erlass, der die Arbeit 

von Asylsuchenden auf Saisontätigkeit in 

der Landwirtschaft und Gastronomie be-

schränkte. Zeitgleich löste das Grundver-

sorgungsgesetz die alte Bundesbetreuung 

ab und beendete die Praxis, wonach je-

mand einfach einen finanziellen Beitrag für 

Kost und Logis leisten konnte, um weiter 

im Quartier wohnen zu dürfen. Ab nun 

gab es die Zuverdienstgrenze von 110 Eu-

ro pro Monat. In Kombination mit dem 

Bartenstein-Erlass war Asylsuchenden da-

mit legale Arbeit de facto verboten.

Auch wenn der Bartenstein-Erlass im 

Sommer 2021 durch den Verfassungsge-

richtshof gekippt wurde, ist es bis heute 

für Asylsuchende extrem schwierig aus 

dem Asylquartier heraus eine Beschäfti-

gungsbewilligung zu ergattern.

Das Grundversorgungssystem wur- 

de im Laufe der Zeit immer mehr zur Ver-

botszone. Arbeiten war und ist uner-

wünscht.

Am 7. Juni 2013 war 
es dann soweit: in ei-
ner Pressekonferenz 
wurde unser Aufruf 
detailliert vorgestellt. 
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wo es gute Initiativen gibt, sind sie auf das 

Engagement einzelner Bundesländer zu-

rückzuführen. 

Nur ein Bruchteil der älteren Jugend-

lichen kann nach Ende der Schulpflicht ei-

ne Ausbildung absolvieren. Insgesamt sind 

es nach einer IFES-Studie im Auftrag der 

Österreichischen Bundesjugendvertretung 

(Dezember 2015) nur 14 Prozent, die eine 

Lehre oder eine Ausbildung absolvieren. 

Nur 31 Prozent besuchen eine Schule 

(Neue Mittelschule oder Polytechnischer 

Lehrgang). Der große Rest sitzt auf der 

Bettkannte in ihrer:seiner wenig bis gar 

nicht adäquaten Unterkunft und wartet 

aufs Erwachsenwerden.

Noch immer entscheidet die „Bleibe-

wahrscheinlichkeit“ ob Asylsuchende ei-

nen kostenlosen Deutschkurs zur Verfü-

gung gestellt bekommen. Diese „Bleibe-

wahrscheinlichkeit“ wird durch eine Ver-

ordnung des Innenministeriums ermittelt. 

Demnach sind lediglich Geflüchtete aus 

Syrien berechtigt die kostenlosen Kurse 

des Österreichischer Integrationsfonds 

(ÖIF) zu besuchen, weil nur sie mit hoher 

Wahrscheinlichkeit eine Asylanerkennung 

bekommen. Dass Geflüchtete aus Afgha-

nistan mit einer ebenso hohen Wahr-

würden, werden durch die beschriebenen 

extrem hohen Hürden vom Arbeitsmarkt 

ferngehalten.

Hohe Hürden trotz 
Arbeitskräftemangel
Immer häufiger absolvieren Asylsuchende 

Ausbildungen in Mangelberufen und kön-

nen auch eine Arbeit antreten. Doch über 

ihnen hängt das Damokles-Schwert eines 

negativen Ausgangs ihres Asylverfahrens. 

Ein Wechsel zu einer Aufenthaltsberechti-

gung, wie die Rot-Weiß-Rot-Karte ist ihnen 

versagt. Der sogenannte „Spurwechsel“, 

also der Wechsel aus dem vorläufigen Auf-

enthaltsrecht während des Asylverfahrens 

in einen dauerhaften Aufenthalt aufgrund 

ihrer Beschäftigung, ist nicht möglich.

In letzter Konsequenz führt das zur 

Abschiebung der in Österreich ausgebil-

deten Pflegekraft, während gleichzeitig 

Anwerbeaktionen für Pflegekräfte in Viet-

nam, oder auf den Philippinen stattfinden. 

Oder wie es Migrationsforscherin Judith 

Kohlenberger ausdrückt: „Wir haben der-

zeit eine paradoxe Situation, in der man 

auf der einen Seite Leute anwirbt, die dann 

auch noch weiterqualifiziert werden müs-

sen und auf der anderen Seite sind schon 

Leute im Land, die mit hoher Wahrschein-

lichkeit hierbleiben und deren Versorgung 

dem Staat ja auch Geld kostet, jedoch nicht 

zum Arbeitsmarkt zugelassen werden.“

Etwa 15.000 Asylsuchende leben der-

zeit in den Grundversorgungseinrich-

tungen der Länder. Nach Abzug von Per-

sonen, die nicht im Erwerbsalter sind, ge-

rade Betreuungspflichten haben oder aus 

gesundheitlichen Gründen nicht arbeiten 

können, wären es circa 7.500 – 10.000 Per-

sonen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfü-

gung stehen könnten, wenn sie dürften.

Auch im Zugang zu Bildungsangebo-

ten gibt es wenig Fortschritte. Und dort, 
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Migration ist ein Teil unserer gesellschaft-
lichen Realität und Asyl ein besonderes 
Recht, dem Österreich in vollem Umfang 
nachkommen muss. Die Augen und die 
Landesgrenzen zu schließen ist, menschen-
rechtswidrig und unmenschlich.

Ernst Berger, Psychiater und Psychotherapeut
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ein „Quartier“ in einer Aufnahmeeinrich-

tung zugewiesen. Diese Beherbergung 

von Asylsuchenden in den Erstaufnahme-

einrichtungen des Bundes wird den  

Anforderungen an eine menschwürdige 

und auch rechtskonforme Unterbringung 

seit Jahrzehnten aber nicht wirklich  

gerecht.

Am 1. Dezember 2020 wechselte die 

Betreuung von der Firma ORS zur Betreu-

ungsagentur des Bundes (BBU). Dieser 

Wechsel birgt die Möglichkeit zur Reform 

der Flüchtlingsunterbringung und hätte 

wohl auch das Potenzial dazu. Strategische 

Fehler der Politik, wie die Aufnahme der 

Vertriebenen aus der Ukraine ins Grund-

versorgungssystem, anstatt ihnen Zugang 

zur Sozialhilfe zu ermöglichen, oder das 

Festhalten am de facto Arbeitsverbot, füh-

ren zu einer permanenten Überforderung 

des Systems, das eine Neuausrichtung na-

hezu verunmöglicht. 

Doch anstatt von einer Unterbrin-

gungskrise zur nächsten zu stolpern, sollte 

der Moment der Neuübernahme durch ei-

ne nach wirtschaftlichen Kriterien gema-

nagte Gesellschaft die Gelegenheit zum 

Nachdenken bieten.

Welche Art des menschenwürdigen 

Wohnens und der Betreuung ist für Men-

schen, die in Österreich um Schutz ansu-

chen, notwendig? 

In der derzeitigen Praxis ist die Fest-

stellung wer „besonders schutzbedürftig“ 

ist und deshalb mehr Betreuung braucht, 

höchst lückenhaft. Die Unterbringung in 

den verschiedenen Quartierformen folgt 

daher meist dem Zufall und hängt von  

der Aufnahmebereitschaft der einzelnen 

Bundesländer ab.  Dazu kommen weiter-

hin viel zu niedrige Kostenersätze für die 

Unterbringung, insbesondere für Men-

schen mit einem erhöhten Betreuungsbe-

darf. 

scheinlichkeit subsidiären Schutz erhalten 

und ebenfalls dauerhaft aufenthaltsbe-

rechtigt sein werden, wird einfach unter 

den Tisch gekehrt.

Dritte Forderung
Eine an menschlichen Bedürfnissen ori-
entierte Grundversorgung mit flächen-
deckender professioneller Betreuungs-
struktur, die Eigenverantwortlichkeit un-
terstützt und auch realistische Möglich-
keiten der Eigenversorgung vorsieht.

Mit der Übernahme der Betreuung durch 

die staatliche Agentur BBU ist die Grund-

versorgung jener Bereich mit der tiefgrei-

fendsten Veränderung der letzten Jahre. 

Dennoch sind die Baustellen, welche die 

fast 20 Jahre bestehende Kooperation von 

Innenministerium und Bundesländern hin-

terlassen haben, groß. Es besteht drin-

gender Reformbedarf.

Asylwerber:innen bekommen, nach-

dem sie einen Asylantrag gestellt haben, 
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Wer je im fernen Ausland war, kann sich 
folgende Situation vergegenwärtigen: An-
gekommen ohne Geld, ohne Kenntnis der 
Landessprache, ohne Möglichkeit zur Be-
rufsausübung, ohne einen Platz, um sich 
hinlegen zu können, angefeindet zu wer-
den…; keine Hoffnung auf Rückkehr – und 
das alles vielleicht auch noch mit Frau und 
Kindern! Ich unterstütze die Initiative mit 
meiner Unterschrift.

Rupert Vierlinger, Linz
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Und schließlich gibt es die Gruppe der 

Personen, die aufgrund ihrer sexuellen 

Orientierung oder ihrer Geschlechtsidenti-

tät besonders geschützt werden müssen 

und nicht in einem Standard-Quartier  

untergebracht werden können oder wol-

len. Solche Quartiere benötigen ein Sicher-

heitskonzept und entsprechende Zu-

gangskontrollen.

Die Forderung nach einer Grundver-

sorgung, die an menschlichen Bedürfnis-

sen orientiert ist und eine flächende-

ckende professionelle Betreuungsstruktur 

bietet, sowie die Eigenverantwortlichkeit 

der Neuangekommenen unterstützt  

und auch realistische Möglichkeiten  

der Eigenversorgung vorsieht, ist bei  

weitem noch nicht umgesetzt. Dennoch  

ist der BBU zuzutrauen hier die notwendi-

gen Impulse zu setzen. Wenn man sie 

lässt.

Vierte Forderung
Eine komplette und übersichtliche Über-
arbeitung der österreichischen Asyl- und 
Fremdengesetze, sowie öffentlich finan-

Betreuungskonzepte liegen vor
Anders als während der Zeit der „privati-

sierten“ Betreuung, könnte und sollte die 

verstaatlichte, aber ausgelagerte „Bundesa-

gentur“ eigenständige Betreuungskonzepte 

entwickeln.

Ein modernes Betreuungssystem 

könnte seine Aufmerksamkeit auf ein aus-

führliches und vertrauliches Aufnahmege-

spräch, unmittelbar nach Ankunft in der 

Erstaufnahmeeinrichtung legen. In diesem 

Gespräch sollte die individuelle Vorgeschich-

te erhoben und festgestellt werden, ob die 

Person einen besonderen Betreuungsbedarf 

hat, oder aufgrund anderer Merkmale be-

sonders geschützt werden muss.

In einer zweiten Phase soll dann eine 

Form der Unterbringung ermittelt werden, 

die den Bedürfnissen der jeweiligen Person 

am ehesten entspricht. So ist es zum Bei-

spiel sinnvoll eine alleinstehende Frau mit 

Kleinkind gemeinsam mit anderen alleinste-

henden Frauen unterzubringen. Für die  

Betreuung entsteht dadurch kein Mehrauf-

wand, für das Sicherheitsgefühl und das 

Wohlbefinden der Frau macht das aber ei-

nen großen Unterschied. Für Frauen, die Ge-

walt erleiden mussten, sollte es Zugang zu 

Gewaltschutzeinrichtungen geben. Für Men-

schen mit psychischen und/oder physischen 

Beeinträchtigungen braucht es spezielle 

Quartiere mit ausreichend Fachpersonal.

Wir fordern Unterbringung und Be-

treuung für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge.

Und für allein reisende Kinder und Ju-

gendliche braucht es neben der Obsorge ab 

dem 1. Tag endlich Unterkünfte, die den 

Betreuungsstandards der Kinder und Ju-

gendhilfe entsprechen. Es kann und darf in 

der Betreuung keinen Unterschied machen, 

ob ein Kind als Flüchtling nach Österreich 

gekommen ist, oder schon länger hier auf-

gewachsen ist.
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Ist ein Kind nach Österreich geflüchtet, ist 
es NICHT in erster Linie Kind, sondern  
zuerst einmal Flüchtling. Aber ein Kind, ist 
immer ein Kind. Und hat Bedürfnisse, wie 
jedes andere Kind auch. Mit den Worten 
des SOS-Kinderdorf-Gründers Hermann 
Gmeiner gesprochen: „Alle Kinder dieser 
Welt sind unsere Kinder.“

Christian Moser, Geschäftsführer SOS-Kinderdorf 
Österreich
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Die Verstaatlichung der 
Rechtsberatung
Einen Tag bevor die Ibiza-Bombe platze 

beschloss das Parlament mit türkis-blauer 

Mehrheit die Verstaatlichung der Rechts-

beratung. Der damalige Innenmister Her-

bert Kickl wollte die Rechtsberatung unter 

die Kontrolle des Innenministeriums brin-

gen. Dasselbe Ministerium, das die nega-

tiven Asylbescheide erlässt, sollte nach sei-

ner Idee auch für die Beschwerden und 

Rechtsmittel gegen diese Bescheide zu-

ständig sein.

Umgesetzt wurde das bereits be-

schlossene Gesetz dann aber von der neu-

en türkis-grünen Regierung. In Verhand-

lungen mit dem Justizministerium ist es 

dann gelungen die in der BBU angesiedelte 

Rechtsberatung einigermaßen abzusichern. 

Die Organisation der Rechtsberatung 

wurde in einer eigenen Abteilung angesie-

delt und deren Leitung fachlich weisungs-

frei gestellt ist. Damit ist gesichert, dass 

alle inhaltlichen Fragen zur Beratung und 

Vertretung von Asylsuchenden, weisungs-

frei entschieden werden können. An die 

Rechtsberater:innen dürfen im Einzelfall 

keine fachlichen Weisungen ergehen. Ein 

Qualitätsbeirat, für dessen Besetzung u.a. 

dem UNHCR, der Österreichischen Vereini-

gung der Richterinnen und Richter sowie 

dem Österreichischen Rechtsanwaltskam-

mertag ein Nominierungsrecht zukommt, 

soll die Qualität der Rechtsberatung ge-

währleisten.

Doch auch wenn die Rechtsberatung 

derzeit qualitätsvoll arbeiten kann, gibt es 

zahlreiche Defizite. Die Rechtsberater:innen 

der staatlichen Agentur sind zur Ver-

schwiegenheit verpflichtet und können 

sich nicht – so wie eine NGO das selbstver-

ständlich tun würde – an die Öffentlichkeit 

wenden, wenn sie grobe Missstände wahr-

nehmen. Der Aufsichtsrat unter Vorsitz des 

zierten unabhängigen Rechtsbeistand 
für Menschen, die um Schutz ansuchen

Wie eingangs erwähnt, sind heute Flücht-

lings- und Menschenrechtsorganisationen 

so wie viele politisch Engagierte froh,  

dass durch den Regierungseintritt der  

Grünen wenigstens ein Stillstand in der  

alljährlichen „Verschärfungsspirale“ einge-

treten ist.  

Umgekehrt heißt das aber auch: Ver-

besserungen von ohnehin schon seit vie-

len Jahren unhaltbaren Zuständen sind 

auch nicht in Sicht. Dem Vernehmen nach 

lag unter der türkis-Blauen Regierung von 

Kurz und Strache bereits ein fertiger Ent-

wurf für eine „Neukodifikation“ des  

Asyl- und Fremdenrechts in der Schubla-

de. Eine Reform, die wohl abermals nicht 

zu einer Verbesserung oder Stärkung des 

Flüchtlingsschutzes in Österreich geführt 

hätte.

Der zweite Teil wurde Realität, aber 

leider nicht in der Form wie sich das die 

Zivilgesellschaft und Flüchtlingsorganisati-

onen vorgestellt haben. Wobei teilweise 

dann doch, aber gegen den Willen der 

Initiator:innen von Türkis und Blau.
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Flüchtling zu sein ist schon schlimm, von 
anderen abzuhängen erst recht. Es gibt 
aber die mitmenschliche Verantwortung, 
wobei ich bedaure, dass Solidarität heute 
manchmal ein Fremdwort ist. Ohne  
Solidarität gibt es aber keine gemeinsame 
lebenswerte Welt.

Erhard Busek, Institut für den Donauraum und  
Mitteleuropa 
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Österreich hat in den Jahren nach 2015  

eine sehr seltsame Allianz mit den „Vise-

grád-Staaten“ gebildet und blockiert seit-

dem positive Veränderungen auf europä-

ischer Ebene.

Die Bemühungen der letzten Jahre, 

den Flüchtlingsschutz solidarisch in Europa 

zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten zu 

organisieren, müssen wohl als gescheitert 

betrachtet werden. 

Nach der großen Fluchtbewegung 

2015/2016 gab es in ganz Europa einen 

sehr lauten Ruf nach mehr Gemeinsamkeit 

in der europäischen Asylpolitik. Es war 

deutlich geworden, dass nur wenige Län-

der sich an der Aufnahme von Asylsuchen-

den beteiligt hatten. Die EU-Institutionen 

erarbeiteten und diskutierten ein umfas-

sendes Reformpaket zum Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystem, das während der 

österreichischen EU-Präsidentschaft 2018 

unmittelbar vor der Beschlussfassung 

stand.

Doch auch diese Einigung scheiterte. 

Zu groß waren inzwischen die gegensätz-

lichen Interessen: Während ein Teil der 

Innenministeriums bleibt weiterhin ein 

Problem: Die Nähe zum Staat ist viel zu 

groß und lässt Zweifel an der vollständigen 

Unabhängigkeit zu. Und die Konstruktion 

steht auf tönernen Beinen. Sie ist lediglich 

durch einen Rahmenvertrag abgesichert, 

der von einer neuen Regierung mit nur 

einem Federstrich beseitigt werden 

könnte.

Inzwischen hat der Verfassungsge-

richtshof einen umfangreichen Gesetzes-

Prüfbeschluss gefasst. Ein Ergebnis wird 

noch bis zum Jahresende 2023 erwartet. 

Möglicherweise heißt es dann: „Zurück an 

den Start.“

Fünfte Forderung
Asyllotterie beenden: Europa braucht  
ein solidarisches System der Flüchtlings-
aufnahme, daher auch umfassende Ge-
setzesbeschlüsse auf EU-Ebene, die euro-
paweit die o.a. Rechte und Standards für 
alle schutzsuchenden Personen in allen 
Mitgliedsländern sicherstellen – Öster-
reich möge dabei mit gutem Beispiel  
vorangehen.
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Nie zuvor war es ge-
lungen, so eine große 
Anzahl von namhaften 
NGOs zu einer bedeu-
tenden Initiative zu-
sammenzuschließen. 
Wir trafen uns regel-
mäßig im Büro von SOS 
Mitmensch, Ute Bock 
kam auch persönlich zu 
uns.
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alle EU-Länder oder auch verpflichtende 

Flüchtlingsquoten durch die Hintertür 

strikt ab“. 

Zum Scheitern der Reform des euro-

päischen Asylsystems hat auch die Nutzung 

des rechtspopulistischen Diskurses mit  

dem Zweck der Maximierung erhaltener 

Wähler:innenstimmen beigetragen. An 

nachhaltigen Integrationslösungen, die 

durchaus zu Win-Win-Situationen für die 

Aufnahmeländer führen können, wird des-

halb gar nicht mehr gearbeitet. Stattdessen 

wird von vielen Regierungen unablässig am 

„Feindbild Flüchtling“ gezimmert und daran 

festgehalten.

Ausnahme Ukraine
Im starken Kontrast zu dem inzwischen 

jahrelang währenden Streit über eine faire 

Verteilung von Schutzsuchenden unter den 

EU-Mitgliedstaaten steht die unkompli-

zierte und sehr unbürokratische Aufnahme 

von 7,86 Millionen Ukraine-Vertriebenen in 

Europa. Besonders stark ist dieser Kontrast 

in Polen zu Tage getreten, wo ca. 7.000 

Schutzsuchende an der belarussischen 

Staats- und Regierungschefs einen gerech-

teren Verteilungsschlüssel für Schutzsu-

chende umsetzen wollten, waren die ande-

ren nur noch bereit über einen Ausbau des 

Grenzschutzes und eine Externalisierung 

des Flüchtlingsschutzes zu sprechen. Die 

sogenannten „Anlandeplattformen“, ein 

Konzept, das rechtlich nicht umsetzbar war 

und für das sich auch keine aufnahmebe-

reiten Staaten finden ließen, galten plötz-

lich vielen als Lösung.

Der nächste große Versuch der Wie-

derbelebung der festgefahrenen Reform-

pläne für das Gemeinsame Europäische 

Asylsystem (GEAS) folgte im September 

2020. Nach dem Vollbrand des Lagers  

Moria auf Lesbos stellte EU-Kommissions-

präsidentin Ursula von der Leyen den  

New Pact on Migration and Asylum vor. 

Doch auch dieser stieß vor allem bei  

den Visegrád-Ländern auf nicht viel  

Gegenliebe. Auch Österreichs damaliger 

Innenminister Karl Nehammer lehnte im 

Oktober 2020 die, seiner Ansicht nach von 

der EU-Kommission vorgeschlagene 

„Zwangsverteilung von Asylbewerbern auf 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Sehr enttäuschend und 
schwammig waren die 
Rückmeldungen von 
SPÖ und ÖVP. Michael 
Kerbler und ich haben 
allen Parteien Punkt für 
Punkt geantwortet.
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gung weniger tausend Menschen, die über 

Belarus in die EU gelangen wollten, war 

schnell von einer totalen Überforderung 

EUropas sie Rede. Kilometerlange Grenz-

zäune und Mauern wurden in Polen, aber 

auch in Litauen errichtet. Flüchtende Men-

schen wurden als Waffe in einem hybriden 

Angriff bezeichnet. Die EU-Kommission 

brachte Anfang Dezember 2021 einen Vor-

schlag für eine „Instrumentalisierungs- 

Verordnung“ auf den Weg, die den Staaten 

gestatten würde relativ willkürlich von zen-

tralen Verpflichtungen des EU-Asylrechts 

abzuweichen.

Drei Monate und drei Tage später 

setzte die EU nach dem russischen Überfall 

auf die Ukraine die Massenzustrom-Richtli-

nie in Kraft. 15,5 Millionen Menschen flo-

hen aus der Ukraine und alle Staaten Euro-

pas öffneten bereitwillig ihre Tore. Der 

Streit um die Verteilung war genau so ver-

gessen, wie das Verbot, sich sein Zu-

fluchtsland selbst aussuchen zu dürfen. 

Die Richtlinie sieht keinen Dublin-Mecha-

nismus vor und die Geflüchteten können 

sich frei im gesamten Raum der EU bewe-

Grenze zu einem defacto Aussetzen der 

Genfer Flüchtlingskonvention geführt ha-

ben, während an der Grenze zur Ukraine 

innerhalb kürzester Zeit 7,5 Millionen Men-

schen unkompliziert die Ein- oder Durchrei-

se gewährt wurde. 

Auch im derzeitigen europäischen 

Rechtsrahmen könnten die Mitgliedstaaten 

freiwillig Solidarität üben und die Prüfung 

von Asylanträgen an sich ziehen; leider ge-

schieht das aber kaum. Ein eindrückliches 

Beispiel dafür war das ohnehin beschei-

dene Relocation-Programm der EU-Kom-

mission 2015. Dieses zielte darauf ab, 

160.000 Schutzsuchende aus Griechenland 

und Italien in andere EU-Staaten umzuver-

teilen, und ist damals am Unwillen der Mit-

gliedstaaten gescheitert. Letztendlich wa-

ren es nur rund 28.600 Schutzsuchende, 

die in andere Mitgliedstaaten aufgenom-

men wurden.

Gäbe es einen gemeinsamen Willen zu 

einer tatsächlich gemeinsamen europä-

ischen Asylpolitik, wäre der derzeitige 

Rechtsrahmen ausreichend; auch ohne Än-

derungen.  

Wesentlich für die Vision einer posi-

tiven europäischen Asylpolitik ist aber 

auch, sich ernsthaft mit der Frage von ge-

schützten Einreisemöglichkeiten zu befas-

sen. Derzeit haben Schutzsuchende meist 

keine andere Möglichkeit als – meist unter 

extrem gefährlichen Bedingungen – irregu-

lär in ein EU-Land einzureisen, um einen 

Antrag auf internationalen Schutz stellen 

zu können.

Nach vielen Jahren des erbitterten 

Streits um jeden Millimeter in der Harmoni-

sierung der Asylsysteme, der allzu oft zu 

einer starken Verwässerung von ursprüng-

lich ambitionierten Vorhaben geführt hat, 

kam im Jahr 2022 ein Europa mit zwei sehr 

unterschiedlichen Gesichtern zum Vor-

schein. Ausgehend von der Fluchtbewe-
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Zur Friedenspolitik gehört jedoch auch, 
dass es schon gar nicht soweit kommen 
sollte, dass Menschen zur Flucht getrieben 
werden. Da ist die internationale Politik  
gefordert in diesen Ländern Maßnahmen 
zu treffen, dass Friede in diesen Ländern 
herrschen kann.

Christian Ludwig Attersee, Maler, Bühnenbildner, 
Musiker und Schriftsteller
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Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleich-

heit von Frauen und Männern auszeich-

net.“

Der Artikel 2 des EU-Vertrages bringt 

es deutlich auf den Punkt. Nicht immer  

höhere Zäune, nicht brutale Push-Backs 

und die Aufweichung der europäischen 

Grundwerte, nicht das Gegeneinander und 

auch nicht das: „Wir haben schon, jetzt 

sind die anderen dran!“, sondern die Rück-

besinnung auf die Grundwerte ist der 

Klebstoff, der die europäische Gemein-

schaft zusammenhalten kann.

gen, niederlassen und haben sofortigen 

Zugang zum Arbeitsmarkt.

So führte einerseits im Jahr 2022 die 

Ankunft einer relativ kleinen Anzahl von 

Schutzsuchenden, die über Belarus in die 

EU gelangen wollten, zu einer Art Not-

standspolitik, die in der Bereitschaft mün-

dete, zentrale Elemente der Genfer Flücht-

lingskonvention vorübergehend aussetzen 

zu wollen, und andererseits zu einer be-

reitwilligen Aufnahme von mehreren Milli-

onen Ukraine-Flüchtlingen. Vermutlich 

hatten zweiteres die Gründer:innen der 

Genfer Flüchtlingskonvention im Jahr  

1951 genau so vor Augen: „Die Werte,  

auf die sich die Union gründet, sind die 

Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 

Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit 

und die Wahrung der Menschenrechte  

einschließlich der Rechte der Personen,  

die Minderheiten angehören. Diese Werte 

sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesell-

schaft gemeinsam, die sich durch Plura- 

lismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz,  
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Schutzsuchende 
Menschen sind weder 
„Problem“ noch 
„Krise“. Es braucht 
endlich einen positiven 
und ressourcenorien-
tierten Umgang mit 
Geflüchteten.
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Menschenbild mit Würde
Von Michael Kerbler

Unser gemeinschaftliches Engagement 

Gegen Unmenschlichkeit hat mich  

gelehrt, genauer hinzuschauen auf die  

Faktenlage. Und Fragen zu stellen, um die  

Ursachen von Fehlentwicklungen zu  

erkennen, um – im guten Wortsinn – radi-

kal an die Wurzeln eines Problems zu  

gelangen.

Für mich wurde nach einiger Zeit klar, 

dass viele der unmenschlichen, ja entwür-

digenden Handlungsweisen, die wir aufge-

zeigt haben, im Menschenbild wurzeln, das 

Entscheidungsträger:innen in unserer Re-

publik haben. Weshalb ich eines Tages un-

sere Bundesverfassung zur Hand nahm 

und sie zu lesen begann, weiß ich nicht. 

Aber ich begann während der Lektüre zu 

begreifen: Nicht was geschrieben steht in 

unserer Verfassung ist entscheidend, son-

dern mehr noch was ihr fehlt. 

Was fehlt? In unserer Verfassung exi-

stiert das Wort „Würde“ nicht. Die Achtung 

der Menschenwürde wird mit keinem Satz 

postuliert, der Schutz der Menschenwürde 

wird kein einziges Mal gefordert. 

Welche Konsequenzen ergeben sich 

daraus, dass in unserer Verfassung diese 

inhaltliche Lücke klafft, nirgends der Be-

griff „Würde“ aufscheint, nirgends jener 

zentrale Grundsatz auffindbar ist, der da 

lautet: „Die Würde des Menschen ist unan-

tastbar“? Selbstverständlich findet man 

beim Lesen der Verfassung das Wort 

„Würde“. Jedoch entweder im Paragrafen 

Bei Gegen 
Unmenschlichkeit war 
ich überrascht, dass
der Anstoß von zwei 
Privatpersonen, Ernst 
Löschner und Michael 
Kerbler, ausging.
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mals die Meinung, dass dieser Grundsatz 

die Rechtsprechung Deutschlands nachhal-

tig geprägt hat. 

Warum? Schirach begründet dies kurz 

und knapp: „Weil er unser Menschenbild 

formt.“ Damit verweist der Jurist nach-

drücklich auf die Symbolkraft, die jeder 

Verfassung innewohnt: „Wenn eine kom-

plizierte Sache von den Verfassungsgerich-

ten entschieden werden muss, dann greift 

man darauf zurück. Weil das über allem 

steht. Das ist unser Menschenbild. Und die-

ses Menschenbild sagt uns, dass die Men-

schenwürde über allem steht!“

Mein Resümee lautet: Dringender 

noch als im Jahr 2013 brauchen wir heute 

ein anderes Menschenbild in unserem 

Land – eines, in dem die Menschenwürde 

über allem steht. 

über Ordensverleihung oder im Zusam-

menhang mit der Formulierung in der 

Möglichkeitsform.

Übrigens: Im Gegensatz zur österrei-

chischen Verfassung findet sich der Leit-

satz „Die Würde des Menschen ist unan-

tastbar“ sehr wohl in Verfassungen und 

Grundgesetzen europäischer Demokratien. 

Etwa in unseren Nachbarländern Schweiz, 

Italien und Deutschland.

In der deutschen Verfassung steht die-

ser Grundsatz gleich am Beginn des Artikel 

1 des Grundgesetzes. Damit kommt ihm 

Leitspruchcharakter zu. Übrigens: Dieser 

allererste Satz des deutschen Verfassungs-

gesetzes darf nach dem Willen des Gesetz-

gebers weder abgeändert noch einge-

schränkt werden. Selbst dann, wenn es da-

zu eine parlamentarische Mehrheit gäbe.

Ferdinand von Schirach, Jurist, Rechts-

anwalt und bedeutender Autor, mit dem 

ich im Jahr 2014 ausführlich über die Be-

deutung dieses ersten Satzes im deutschen 

Grundgesetz diskutiert habe, vertrat da-
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Fast 300 Persönlich-
keiten aus Wissen-
schaft, Kultur, Religion, 
Sport, Medizin, Litera-
tur, Politik und 
Wirtschaft brachten ih-
re Solidarität mit un-
serem Aufruf mit 
einem persönlichen 
Statement zum 
Ausdruck.
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Großen Dank an alle Beteiligten der Initia-

tive Gegen Unmenschlichkeit für die gute 

Zusammenarbeit. Diese Initiative hat ge-

zeigt, wie wichtig eine funktionierende, 

solidarische Vernetzung zwischen Flücht-

lings- und Menschrechtsorganisationen, 

Expert:innen, Prominenten, Freiwilligen 

und in der Flüchtlingspolitik engagierten 

Menschen für eine menschliche Flücht-

lingspolitik ist. Mit faktenbasierter Arbeit, 

dem Bilden einer breiten Allianz, durch 

Präsenz in der Öffentlichkeit haben wir viel 

Überzeugungsarbeit geleistet und dadurch 

viele Menschen für unsere richtigen und 

wichtigen Forderungen gewinnen können. 

Auch wenn die Politik in vielen Punkten 

nicht die notwendigen Schritte und Konse-

quenzen gesetzt hat, war die Initiative er-

folgreich und ist an den wichtigen Themen 

unermüdlich drangeblieben.

Ein ganz besonderes Dankeschön er-

geht an Ernst Löschner, der durch seinen 

engagierten Einsatz, seine vielen guten 

Ideen, seine Hartnäckigkeit und seine aus-

gezeichnete Kommunikationsfähigkeit die 

Initiative mit viel Herz und Hirn und immer 

neuen Impulsen am Laufen gehalten hat. 

Danke Ernst!

Schutzsuchende Menschen sind we-

der „Problem“ noch „Krise“. Es braucht 

endlich einen positiven und ressourcenori-

entierten Umgang mit Geflüchteten. Wenn 

wir nicht in eine menschliche Flüchtlings-

politik investieren, entsteht letztendlich 

„Dranbleiben und nicht  
lockerlassen!“
Von Andrea Eraslan-Weninger (Integrationshaus) 

großer Schaden für die gesamte Gesell-

schaft.

Daher gilt heute wie vor zehn Jahren: 

Wir müssen das Asylrecht mit allen Mitteln 

verteidigen. Es braucht den tagtäglichen 

Widerstand von Flüchtlings- und Men-

schrechtsorganisationen sowie der Zivilbe-

völkerung gegen eine Politik, die das Recht 

auf Asyl aushöhlen möchte. Wir müssen 

allen Externalisierungsphantasien im Asyl-

bereich entgegentreten und unsere Ener-

gie dafür aufwenden, endlich funktionie-

rende Asylsysteme in Europa zu etablieren. 

Europa kann das, wie das Beispiel Ukraine 

gezeigt hat. Wir dürfen nicht müde wer-

den, uns für ein menschenwürdiges Auf-

nahmesystem einzusetzen und müssen 

weiterhin für einen uneingeschränkten Ar-

beitsmarktzugang für Asylsuchende kämp-

fen. Dafür braucht es ein inklusives und 

integratives Bildungssystem, flächende-

ckende Sprach- und Ausbildungsmaß-

nahmen, ausreichende Mittel zur Arbeits-

marktintegration für Geflüchtete, sowie 

professionelle Standards in der Grundver-

sorgung.

Also „Dranbleiben und nicht locker-

lassen!“ – ein wichtiges Learning aus der  

Initiative. 
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„Flüchtlinge willkommen“, so die Devise, 

die regelmäßig bei Kundgebungen gegen 

die Verschärfungen von Asyl- und Frem-

dengesetzen geschwungen wird. Dabei 

haben meistens NGOs die Initiative ergrif-

fen, haben aufgerufen, Unrecht nicht ge-

schehen zu lassen. Bei Gegen Unmensch-

lichkeit war ich deswegen überrascht, dass 

der Anstoß von zwei Privatpersonen, Ernst 

Löschner und Michael Kerbler, ausging. Mit 

bewundernswerter Hartnäckigkeit hat 

Ernst NGOs an einen Tisch geholt und die 

Ausarbeitung der Forderungen der Kam-

pagne begleitet. Bei den Forderungen han-

delte es sich für die seit Jahren im Flücht-

lingsbereich tätigen Menschen weitgehend 

um ein Déjà-vu, aber es war klar, dass wir 

die Unzufriedenheit mit dem Status Quo 

der Flüchtlingspolitik immer wieder formu-

lieren müssen und breite Unterstützung 

brauchen, damit sie überhaupt Gehör fin-

det. Das ehrgeizige Ziel, die breite Unter-

stützung der Bevölkerung für die Petition 

„Kinder gehören nicht ins Gefängnis“, also 

Kinder nicht abzuschieben, die mit 115.000 

Immer wieder neu erfinden

Unterschriften für Aufsehen gesorgt hatte, 

auch für Gegen Unmenschlichkeit mobili-

sieren zu können, wurde verfehlt. Die An-

zahl der Unterzeichner:innen der Forde-

rungen und der prominenten Unterstüt-

zer:innen war dennoch sehr beachtlich. So 

konnten Ernst Löschner und die 

Vertreter:innen der Organisationen, die bei 

Nationalratspräsidentin Prammer oder Mi-

nister Hundstorfer oder auch bei den 

Menschenrechtssprecher:innen der Par-

teien auf den Rückhalt in der Bevölkerung 

verwiesen, der Initiative Gewicht verlei-

hen. Wie wir in der Folge sehen mussten, 

sind die Forderungen trotzdem auf der 

Strecke geblieben, wenig hat sich zum 

Besseren gewendet. Die Unmenschlichkeit 

in Flüchtlingsfragen ist nach wie vor auf 

der Tagesordnung und der Mut der Politik, 

auch von unserer Seite vertretbare Lö-

sungsansätze voranzubringen, ist enden 

wollend. Wir werden wohl Gegen Un-

menschlichkeit immer wieder neu erfinden 

müssen.

Von Anny Knapp

Also „Dranbleiben und 
nicht lockerlassen!“ – 
ein wichtiges Learning 
aus der Initiative.



Herausgeber und Medieninhaber: 
asylkoordination österreich 

A-1070 Wien, Burggasse 81/7, Tel: +43 1 532 12 91 

E-Mail: langthaler@asyl.at, Web: www.asyl.at

Konto: IBAN  AT08 1400 0018 1066 5749, BIC  BAWAATWW

Abopreis: (mind. vier Ausgaben pro Jahr) € 20,–

Redaktion: Herbert Langthaler

Offenlegung: Medieninhaber: asylkoordination österreich 

Blattlinie: Informationen der Mitglieder und Unterstützer:innen der asylkoordination  

österreich über die Vereinsarbeit, Fragen der österreichischen und internatinalen 

Asyl- und Migrationspolitik, über Ursachen und Auswirkungen weltweiter 

Migrationsbewegungen.

Autor:innen: Andrea Eraslan-Weninger, Michael Kerbler, Anny Knapp, Herbert 

Langthaler, Ernst Löschner, Christoph Riedl

Fotos: Ernst Löschner, Matthias Schickhofer 

Lektorat: Brigitte Alizadeh-Gruber, Verena Hrdlicka

Grafik: Almut Rink für                  , 

Herstellung: Resch KEG, 1150 Wien

asyl aktuell 3/2023

IMPRESSUM

impressum



P.
 b

. b
. V

er
la

gs
po

st
am

t 1
07

0 
W

ie
n 

| E
rs

ch
ei

nu
ng

so
rt

 W
ie

n 
| €

5,
– 

| P
os

tz
ul

as
su

ng
sn

um
m

er
 G

Z 
02

Z0
30

69
3 

M

Ich möchte Mitglied der asylkoordination österreich werden.  

    Fördermitgliedschaft € 50,– / Jahr 

    Verein, Initiative € 365,– / Jahr 

Ich möchte die Zeitschrift asyl aktuell für € 20,– / Jahr abonnieren. 

Ich möchte ehrenamtlich in der asylkoordination oder  

in einem ihrer Mitgliedsvereine MITARBEITEN.
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